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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 459/02
Datum 24.06.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 96/05
Datum 26.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers wird mit der MaÃ�gabe, dass der
Widerspruchsbescheid vom 22.11.1999 aufgehoben wird, zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit beanspruchen kann.

Der 1944 geborene KlÃ¤ger ist tÃ¼rkischer StaatsangehÃ¶riger mit Wohnsitz in der
TÃ¼rkei. Er war in Deutschland in der Zeit vom 15.09.1967 bis 12.06.1981 mit
Unterbrechungen versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Im Juni 1982 kehrte er wieder
auf Dauer in die TÃ¼rkei zurÃ¼ck.

Auf seinen Antrag vom 02.10.1986 erstattete ihm die Beklagte mit Bescheid vom
02.07.1987 die in dem genannten Zeitraum von ihm zur deutschen gesetzlichen
Rentenversicherung geleisteten BeitrÃ¤ge. Den Erstattungsbetrag behielt die
Beklagte ein, da ein PfÃ¤ndungs- und Ã�berweisungsbeschluss zu Lasten des
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KlÃ¤gers zu berÃ¼cksichtigen war. Der Widerspruch und die am 27.06.1988
erhobene Klage blieben ohne Erfolg. Im Berufungsverfahren hat der KlÃ¤ger den
Antrag auf Beitragserstattung mit Schriftsatz vom 21.12.1990 zurÃ¼ckgenommen.

Am 14.01.1998 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte holte eine Auskunft des tÃ¼rkischen
VersicherungstrÃ¤gers ein, nach der der KlÃ¤ger Pflichtbeitragszeiten in der
TÃ¼rkei zuletzt vom 02.01.1984 bis 30.11.1985 zurÃ¼ckgelegt hat und ab dem
01.06.1990 ein Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Versichertenrente nach tÃ¼rkischen
Rechtsvorschriften besteht. Den Antrag lehnte die Beklagte nach Einholung
Ã¤rztlicher Gutachten nach Untersuchung des KlÃ¤gers in der TÃ¼rkei ab (Bescheid
vom 28.08.1998). Zwar bestehe seit Antragstellung ErwerbsunfÃ¤higkeit. Allerdings
seien die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine RentengewÃ¤hrung
nicht erfÃ¼llt, da in dem maÃ�geblichen Zeitraum vom 14.01.1993 bis 13.01.1998
keine Pflichtbeitragszeiten enthalten seien. Der Bescheid war mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung versehen, nach der Widerspruch gegen den Bescheid
innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe bei der beklagten
Landesversicherungsanstalt zu erheben sei.

Hiergegen richtete sich der Widerspruch des KlÃ¤gers vom 28.10.1998 (Eingang bei
der Beklagten am 11.11.1998). ErwerbsunfÃ¤higkeit habe bereits am 01.01.1984
vorgelegen. Auf Grund seines Aufenthaltes in der TÃ¼rkei sei ihm eine frÃ¼here
Antragstellung nicht mÃ¶glich gewesen. Seit 1990 sei er "erwerbsunfÃ¤hig in der
TÃ¼rkei". Da er seit dieser Zeit eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit vom
tÃ¼rkischen SozialversicherungstrÃ¤ger erhalte, kÃ¶nne er ebenfalls eine Rente
aus den von ihm zur deutschen Rentenversicherung geleisteten BeitrÃ¤gen
beanspruchen.

Den Widerspruch vom 28.10.1998 wies die Beklagte wegen Nichteinhaltung der
Widerspruchsfrist als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom
07.01.1999). Der Widerspruchsbescheid konnte nicht zugestellt werden, da die
Anschrift des KlÃ¤gers nicht zu ermitteln war.

Mit Schreiben vom 07.09.1999 wandte sich der KlÃ¤ger erneut an die Beklagte und
beantragte wiederum Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte
verwies mit Schreiben vom 24.09.1999 auf den Bescheid vom 28.08.1998 und
Ã¼bersandte den Widerspruchsbescheid vom 07.01.1999 (Datum abgeÃ¤ndert auf
09.08.1999).

Hierzu Ã¤uÃ�erte sich der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 14.10.1999. Auf das
Schreiben vom 24.09.1999 erhebe er Klage gegen den Widerspruchsbescheid.
Bereits vor seiner RÃ¼ckkehr in die TÃ¼rkei sei er arbeitsunfÃ¤hig erkrankt und
habe vor der ArbeitsunfÃ¤higkeit mindestens drei Jahre an Pflichtbeigragszeiten
innerhalb von fÃ¼nf Jahren zurÃ¼ckgelegt. In der TÃ¼rkei habe er PflichtbeitrÃ¤ge
an den tÃ¼rkischen SozialversicherungstrÃ¤ger nachgezahlt, um einen
Krankenversicherungsschutz zu erlangen. Er sei bereit, nochmals PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r drei Jahre zu zahlen, um eine Rente wegen ArbeitsunfÃ¤higkeit (gemeint:
ErwerbsunfÃ¤higkeit) zu erhalten.
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Am 25.10.1999 erhob der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Bayreuth (SG). Die Klage
richte sich gegen den Widerspruchsbescheid vom 28.08.1998. Entgegen den
AusfÃ¼hrungen der Beklagten im Schreiben vom 24.09.1999 habe er die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt. Bereits im
Beitragserstattungsverfahren habe er der Beklagten mitgeteilt, dass er nervenkrank
in seine Heimat zurÃ¼ckgekehrt sei. Der KlÃ¤ger kÃ¼ndigte mehrfach an,
Unterlagen Ã¼ber Ã¤rztliche Behandlungen in der Zeit nach seiner RÃ¼ckkehr, aus
denen das Vorliegen von ArbeitsunfÃ¤higkeit/ErwerbsunfÃ¤higkeit zum damaligen
Zeitpunkt hervorgehe, dem Gericht zu Ã¼bermitteln. Mit Schreiben vom 24.03.2003
und 27.06.2003 teilte er allerdings mit, dass Unterlagen aus der Zeit 1981 bis 1984
nicht mehr zu erlangen seien. Ein behandelnder Arzt sei verstorben und ein weiterer
Arzt verfÃ¼ge nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht nicht mehr Ã¼ber die
Unterlagen.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens erging der Widerspruchsbescheid der Beklagten
vom 22.11.1999, mit dem die Beklagte den Widerspruch vom 28.10.1998 erneut
zurÃ¼ckwies. Die fÃ¼r eine RentengewÃ¤hrung erforderlichen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen seien nicht erfÃ¼llt. Anhaltspunkte fÃ¼r
einen wesentlich frÃ¼heren Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit, insbesondere vor dem
01.01.1984, bestÃ¼nden nicht. Selbst bei Annahme von ErwerbsunfÃ¤higkeit im
Jahre 1990 fehle es an den versicherungsrechtlichen Voraussetzungen. Eine
Nachentrichtung von PflichtbeitrÃ¤gen sei nicht mÃ¶glich. Gleichzeitig mit der
Widerspruchsentscheidung werde der Widerspruchsbescheid vom 07.01.1999 nach 
Â§ 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) zurÃ¼ckgenommen, da der
Widerspruch vom 28.10.1998 gegen den Bescheid vom 28.08.1999 fristgerecht
erhoben worden sei.

Das SG hat nach Anfrage beim KlÃ¤ger dessen Klagebegehren darin gesehen, die
Aufhebung des Bescheides vom 28.08.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22.11.1999 sowie die Verurteilung der Beklagten zur
GewÃ¤hrung von ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente ab Antragstellung zu erreichen und die
Klage mit Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung vom 24.06.2004 abgewiesen. Die
Beklagte gehe zutreffend davon aus, dass bei Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit am
14.01.1998 die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine
RentengewÃ¤hrung nicht erfÃ¼llt gewesen seien. Ã�rztliche Unterlagen,
insbesondere aus der Zeit von 1981 bis 1984, aus denen sich das Vorliegen einer
Erwerbsminderung ergeben kÃ¶nnte, habe der KlÃ¤ger nicht vorbringen kÃ¶nnen.
Der KlÃ¤ger selbst habe mitgeteilt, dass derartige Unterlagen nicht mehr vorhanden
seien. Nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast habe der KlÃ¤ger die Folgen
zu tragen, dass sich der Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit vor dem 14.01.1998 nicht
nachweisen lasse.

Gegen das Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung zum Bayer. Landessozialgericht
(BayLSG) eingelegt. Er gab an, dass er noch Ã¤rztliche Unterlagen als Beweismittel
Ã¼bermitteln werde. Die Aufforderung des Senats, diese Unterlagen vorzulegen,
blieb unbeantwortet.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�), das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom
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24.06.2004 und den Bescheid vom 28.08.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom vom 07.01.1999 sowie den Widerspruchsbescheid
vom 22.11.1999 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm auf seinen Antrag
vom 14.01.1998 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat die Versichertenakten der Beklagten, die Akten des SG (S 3 Ar
601/87, S 9 Ar 437/88, S 12 RJ 459/02) und des BayLSG (L 14 Ar 454/90)
beigezogen. Auf den Inhalt dieser Akten und der Gerichtsakte wird zur ErgÃ¤nzung
des Tatbestandes Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143
, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz -SGG-). Die Berufung erweist sich nur insoweit als
begrÃ¼ndet, als das SG die Klage gegen den Widerspruchsbescheid vom
22.11.1999 abgewiesen hat. Dagegen hat das SG zu Recht entschieden, dass der
KlÃ¤ger von der Beklagten Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nicht
beanspruchen kann.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 28.08.1998 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 07.01.1999, der unmittelbar mit der Klage
angegriffen worden ist. Insofern steht die unrichtige Bezeichnung des KlÃ¤gers, die
Klage richte sich gegen den Widerspruchsbescheid vom 28.08.1998, nicht entgegen
(Â§Â§ 92, 95 SGG). Der wÃ¤hrend des Klageverfahrens ergangene
Widerspruchsbescheid vom 22.11.1999, mit dem die Beklagte den Widerspruch
vom 28.10.1998 wiederum zurÃ¼ckgewiesen hat, ist nach Â§ 96 Abs 1 SGG kraft
Gesetzes ebenfalls zum Gegenstand des Verfahrens geworden. Â§ 96 Abs 1 SGG ist
jedenfalls entsprechend anzuwenden, wenn ein Widerspruch wÃ¤hrend eines
anhÃ¤ngigen Klageverfahrens erneut beschieden wird (BSGE 75, 241, 245).

Der Widerspruchsbescheid vom 22.11.1999 ist auf die Berufung des KlÃ¤gers hin
aufzuheben, weil er ein unstatthafter zweiter Widerspruchsbescheid ist. Die
Beklagte war nicht befugt, wÃ¤hrend des Klageverfahrens einen zweiten
Widerspruchsbescheid zu erlassen. Mit Erlass des Widerspruchsbescheides vom
07.01.1999 (hier durch Bekanntgabe mit Schreiben vom 24.09.1999) endete
prozessrechtlich die ZustÃ¤ndigkeit und die Kompetenz des
Widerspruchsausschusses, so dass er nach Erlass des Widerspruchsbescheides
nicht mehr tÃ¤tig werden durfte (vgl BSG aaO). Mit AnhÃ¤ngigkeit der
Anfechtungsklage war die Verfahrensherrschaft auf das Gericht Ã¼bergegangen.
Der Widerspruchsausschuss war auch nicht (mehr) befugt, den
Widerspruchsbescheid vom 07.01.1999 nach Â§ 44 Abs 1 oder 2 SGB X nach
Abschluss des Widerspruchsverfahrens aufzuheben. Zudem stellt die unrichtige
ZurÃ¼ckweisung des Widerspruchs wegen vermeintlicher FristversÃ¤umnis als
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unzulÃ¤ssig keine unrichtige Rechtsanwendung im Sinne des Â§ 44 SGB X dar. Nach
dieser Vorschrift muss die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kausal fÃ¼r die
BeeintrÃ¤chtigung des Versicherten sein. Dies ist dann nicht der Fall, wenn der
Betroffene die Sozialleistung aus anderen GrÃ¼nden nicht beanspruchen kann. So
war es hier. Nach den GrÃ¼nden des zweiten Widerspruchsbescheides vom
22.11.1999 bestand materiell-rechtlich kein Anlass fÃ¼r eine RÃ¼cknahme des
Widerspruchsbescheides vom 07.01.1999.

Dagegen hat das SG zutreffend die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom
28.08.1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 07.01.1999
abgewiesen. Der Senat entscheidet auch Ã¼ber den Widerspruchsbescheid vom
07.01.1999. Zwar hat das SG nicht in vollem Umfang Ã¼ber den Streitfall
entschieden, weil es irrtÃ¼mlich davon ausgegangen ist, dass der
Widerspruchsbescheid vom 07.01.1999 nach Aufhebung durch die Beklagte nicht
mehr Gegenstand des Klageverfahrens ist. Dies hindert den Senat jedoch nicht,
Ã¼ber den Widerspruchsbescheid vom 07.01.1999 zu entscheiden, da im
Berufungsverfahren umfassend Ã¼ber den erhobenen Anspruch zu entscheiden ist
(Â§ 157 SGG).

Der Widerspruchsbescheid vom 07.01.1999 ist zu beanstanden, da der KlÃ¤ger den
Widerspruch fristgerecht erhoben hat. Vorliegend ist die einjÃ¤hrige
Widerspruchsfrist anzuwenden, weil die dem Bescheid vom 28.08.1998
beigegebene Rechtsmittelbelehrung unzutreffend war (Â§ 66 Abs 2 SGG). Der
Widerspruch ist bei Bekanntgabe im Ausland nicht innerhalb eines Monats (so Â§ 84
Abs 1 SGG in der bis 01.01.2002 geltenden Fassung), sondern in analoger
Anwendung des Â§ 87 Abs 1 Satz 2 SGG in der bis 01.01.2001 geltenden Fassung
innerhalb von drei Monaten nach der Zustellung oder Bekanntgabe des Bescheides
zu erheben (BSGE 83, 68, 69 ff). DarÃ¼ber hinaus hat die Beklagte nicht Ã¼ber die
MÃ¶glichkeit belehrt, den Widerspruch gegen den Bescheid auch bei dem
zustÃ¤ndigen tÃ¼rkischen VersicherungstrÃ¤ger einzulegen (BSG SozR 3-1500 Â§
66 Nr 7). Der KlÃ¤ger hat den Widerspruch innerhalb eines Jahres erhoben, so dass
die Beklagte den Widerspruch nicht als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ckweisen durfte.

Auch wenn der Widerspruch den Fristerfordernissen genÃ¼gt, ist die getroffene
Verwaltungsentscheidung nicht aufzuheben. Dies wÃ¤re nur dann der Fall, wenn der
KlÃ¤ger ein Rechtsschutzinteresse an einer isolierten Anfechtung des
Widerspruchsbescheides hat. Zwar soll das Gericht eine Sachentscheidung erst
treffen, wenn die WiderspruchsbehÃ¶rde in einem einwandfreien Verfahren und
ohne zusÃ¤tzliche Rechtsfehler das letzte Wort in der Sache gesprochen hat, jedoch
besteht nur dann ein Rechtsschutzinteresse an einer isolierten Aufhebung des
Widerspruchsbescheides, wenn der Widerspruch auf einer Verletzung wesentlicher
Verfahrensvorschriften beruht. Eine Verletzung wesentlicher Verfahrensvorschriften
ist anzunehmen, wenn ohne deren Verletzung eine andere Entscheidung getroffen
worden wÃ¤re, d.h. der Verfahrensmangel muss sich auf die Entscheidung innerlich
ausgewirkt haben. Daher kommt ein Rechtsschutzinteresse fÃ¼r eine isolierte
Anfechtung des Widerspruchsbescheides regelmÃ¤Ã�ig nur bei
Ermessensentscheidungen in Betracht (Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8.Aufl,
Â§ 95 Rz 3c). Auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
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ErwerbsfÃ¤higkeit haben die BegÃ¼nstigten jedoch einen Rechtsanspruch und
nicht lediglich einen Anspruch auf pflichtgemÃ¤Ã�e AusÃ¼bung des Ermessens, ob
die Leistung gewÃ¤hrt wird. Demnach fehlt es am Rechtsschutzinterese an einer
isolierten Anfechtung des Widerspruchsbescheides vom 07.01.1999. Das
Anfechtungsbegehren bleibt auch insgesamt ohne Erfolg, da die Beklagte zutreffend
den Antrag des KlÃ¤gers vom 14.01.1998 durch Bescheid vom 28.08.1998
abgelehnt hat.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen BerufusunfÃ¤higkeit oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit richtet sich gemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs 2 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) nach den Â§Â§ 43, 44 in der bis zum 31.12.2001
geltenden Fassung (SGB VI aF). Dieser Anspruch setzt voraus,

a) die ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit (vgl. Â§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 3, Â§ 44 Abs
1 Satz 1 Nr 3 SGB VI aF),

b) den Eintritt des Versicherungsfalls der BerufsunfÃ¤higkeit oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit (vgl. Â§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 1, Abs 2; Â§ 44 Abs 1 Satz 1 Nr 1,
Abs 2 SGB VI aF) und

c) die AusÃ¼bung einer versicherungsrechtlichen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit in
den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt des Versicherungsfalls (vgl. Â§ 43 Abs 1 Satz 1
Nr 2, Abs 3; Â§ 44 Abs 1 Satz 1 Nr 2, Abs 4 SGB VI aF).

Diese Voraussetzungen hat der KlÃ¤ger nicht erfÃ¼llt, wobei offen bleiben kann, ob
beim Versicherten im Januar 1998 (Zeitpunkt der Rentenantragstellung) die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r einen Versicherungsfall der verminderten
ErwerbsfÃ¤higkeit vorlagen. Selbst wenn mit der Beklagten davon auszugehen ist,
dass der Versicherungsfall zu diesem Zeitpunkt eingetreten ist, hat der KlÃ¤ger die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt. Zwar hat der
KlÃ¤ger zu diesem Zeitpunkt die erforderliche allgemeine Wartezeit von 60
Kalendermonaten zurÃ¼ckgelegt. Jedoch erfÃ¼llt er nicht die Voraussetzungen
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 2, 44 Abs 1 Satz 1 Nr 2 SGB VI aF. Danach
mÃ¼ssen in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt des Versicherungsfalls der
verminderten ErwerbsfÃ¤higkeit drei Jahre mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit belegt sein. In dem entsprechenden
Zeitraum vor der Rentenantragstellung (14.01.1993 bis 13.01.1998) kann der
KlÃ¤ger keine PflichtbeitrÃ¤ge aufweisen. Auch bei einem angenommenen
Versicherungsfall im Juni 1990 und BerÃ¼cksichtigung der tÃ¼rkischen
Pflichtbeitragszeiten ist die Vorversicherungszeit nicht erfÃ¼llt. Etwas anderes
ergibt sich auch nicht aus der VerlÃ¤ngerung des fraglichen Zeitraums um sog.
StreckungstatbestÃ¤nde (Â§Â§ 44 Abs 4, 43 Abs 3 SGB VI aF). Selbst wenn bei dem
KlÃ¤ger noch wÃ¤hrend seines letzten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
ArbeitsunfÃ¤higkeit eingetreten sein sollte, kommt eine VerlÃ¤ngerung nach Â§Â§
43 Abs 3 Nr 3 iVm 58 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI aF nicht in Betracht. Schon die vom
KlÃ¤ger in der TÃ¼rkei vom 02.01.1984 bis 30.11.1985 zurÃ¼ckgelegten
Pflichtbeitragszeiten sprechen dagegen, dass die ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zu einem
spÃ¤teren mÃ¶glichen Eintritt des Versicherungsfalls fortgedauert hat. Der
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Rentenbezug des KlÃ¤gers in der TÃ¼rkei scheidet als Streckungstatbestand aus
(BSGE 75, 199, 205).

Der KlÃ¤ger wird von dem Erfordernis der Drei-FÃ¼nftel-Belegung auch nicht durch
die Ã�bergangsvorschrift der Â§Â§ 241 Abs 2 Satz 1 Alt 1, 240 Abs 2 Satz 1 Alt 1
SGB VI in der bis zum 31.12.2000 anzuwendenden Fassung (aF) befreit, da nach
dem Versicherungsverlauf des Versicherten nicht alle Kalendermonate bis zum Jahr
1998 mit rentenrechtlich erheblichen Zeiten belegt sind. Anhaltspunkte fÃ¼r das
Vorliegen eines Sachverhaltes, bei dem die allgemeine Wartezeit als erfÃ¼llt gilt
(vgl. Â§Â§ 44 Abs 4, 43 Abs 4 iVm Â§ 53 SGB VI aF), bestehen nicht.

Die BeitragslÃ¼cken kann der KlÃ¤ger auch nicht durch die Nachentrichtung
freiwilliger BeitrÃ¤ge schlieÃ�en. Da der KlÃ¤ger vor seiner RÃ¼ckkehr in die
TÃ¼rkei nicht zumindest einen freiwilligen Beitrag zur deutschen gesetzlichen
Rentenversicherung entrichtet hat, ist er weder nach deutschen Vorschriften noch
nach den Regelungen des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik TÃ¼rkei Ã¼ber Soziale Sicherheit versicherungsberechtigt (vgl.
hierzu Urteil des BSG vom 17.08.2000, Az: B 13 RJ 87/98 R). Im Ã�brigen war im
Zeitpunkt der Antragstellung (Januar 1998) die Frist fÃ¼r eine wirksame Entrichtung
freiwilliger BeitrÃ¤ge zur Aufrechterhaltung der Rentenanwartschaft abgelaufen.
Nach dem bis zum 31.12.1991 geltenden und auf Beitragszahlungen fÃ¼r die Zeit
vor dem 01.12.1992 anzuwendenden Â§ 1418 Abs 1 Reichsversicherungsordnung
(RVO) sind freiwillige BeitrÃ¤ge unwirksam, wenn sie nach Ablauf des
Kalenderjahres, fÃ¼r das sie gelten sollen, entrichtet werden. Zugunsten des
KlÃ¤gers wirkt sich eine mÃ¶gliche Hemmung der Beitragsentrichtungsfrist
gemÃ¤Ã� Â§ 1420 Abs 2 RVO durch den Zeitraum der Beitragsstreitigkeit ab
27.06.1988 â�� wobei offen bleiben kann, ob ein Beitragserstattungsverfahren eine
Beitragsstreitigkeit im Sinne des Â§ 1420 Abs 2 RVO darstellt â�� nicht aus, da die
Frist fÃ¼r die Nachentrichtung von BeitrÃ¤gen bis 1987 bereits abgelaufen war.

Eine Nachentrichtung im Wege einer NachsichtgewÃ¤hrung oder Wiedereinsetzung
in den vorherigen Stand (Â§ 27 SGB X) kommt nicht in Betracht, da bei
Rentenantragstellung die Beitragsentrichtungsfrist seit mehr als einem Jahr
verstrichen und eine Nachzahlung nicht infolge hÃ¶herer Gewalt unmÃ¶glich war.
FÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit einer Nachentrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge im Wege des
sog. sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs besteht schon deshalb kein Raum, da
ein etwa mÃ¶glicher Beratungsfehler der Beklagten wÃ¤hrend des
Beitragserstattungsverfahrens nicht ursÃ¤chlich fÃ¼r eine unterlassene rechtzeitig
Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge gewesen wÃ¤re. Denn die erste LÃ¼cke im
Versicherunsverlauf des KlÃ¤gers besteht â�� bei BerÃ¼cksichtigung tÃ¼rkischer
Pflichtbeitragszeiten â�� bereits im Monat Dezember 1986. Der KlÃ¤ger hat sich
jedoch erstmals mit Schreiben vom 26.09.1987 gegenÃ¼ber der Beklagten dahin
geÃ¤uÃ�ert, dass er psychisch krank in seine Heimat zurÃ¼ckgekehrt sei. Zu
diesem Zeitpunkt war eine Nachentrichtung fÃ¼r den Monat Dezember 1986 nicht
mehr mÃ¶glich.

Im Ergebnis scheitert die Anwendung der Ã�bergangsvorschrift der Â§Â§ 241 Abs 2
Satz 1 Alt 1, 240 Abs 2 Satz 1 Alt 1 SGB VI aF daran, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber den
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November 1985 keine weiteren rentenrechtliche Zeiten zurÃ¼ckgelegt hat. Der
KlÃ¤ger kann sich auch nicht darauf berufen, dass der Versicherungsfall der
verminderten ErwerbsfÃ¤higkeit bereits zu einem Zeitpunkt vor seiner RÃ¼ckkehr
in die TÃ¼rkei oder unmittelbar nach seiner RÃ¼ckkehr eingetreten ist. In diesem
Fall wÃ¤re die ErfÃ¼llung der besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht erforderlich, wenn bereits vor dem 01.01.1984 die
allgemeine Wartezeit von 60 Kalendermonaten erfÃ¼llt und ErwerbsunfÃ¤higkeit
oder BerufsunfÃ¤higkeit bereis in der Zeit bis 30.06.1984 eingetreten ist (vgl. Â§Â§
241 Abs 2 Satz 1 Alt 2, 240 Abs 2 Satz 1 Alt 2 SGB VI aF). Zwar hat der KlÃ¤ger zum
Zeitpunkt seiner RÃ¼ckkehr in die TÃ¼rkei 60 Kalendermonate anrechenbare
Versicherungszeit erfÃ¼llt, jedoch ist bei ihm vor dem 01.01.1984 bzw. 01.07.1984
nicht der Versicherungsfall der Erwerbs- oder BerufsunfÃ¤higkeit eingetreten.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers zu dieser Zeit in
den untervollschichtigen Bereich abgesunken ist, bestehen nicht. Dagegen spricht
zunÃ¤chst, dass die Zeit vom 02.01.1984 bis 30.11.1985 mit in der TÃ¼rkei
zurÃ¼ckgelegten Pflichtbeitragszeiten belegt ist. Der KlÃ¤ger hat aber auch im
erstinstanzlichen Verfahren erklÃ¤rt, dass er Ã¤rztliche Unterlagen aus dieser Zeit
nicht beibringen kÃ¶nne. Im Berufungsverfahren hat der KlÃ¤ger ebenfalls keine
Unterlagen vorlegen kÃ¶nnen. Dem KlÃ¤ger ist demnach der Nachweis eines
frÃ¼her eingetretenen Leistungsfalles nicht gelungen, insoweit verweist der Senat
auch auf die zutreffenden GrÃ¼nde des angefochtenen Urteils (Â§ 153 Abs 2 SGG).
Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die objektive Beweislast fÃ¼r das tatsÃ¤chliche Vorliegen der
von ihm behaupteten GesundheitsstÃ¶rungen (BSG SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr 8). Das
bedeutet: Selbst wenn das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers bereits 1984 (auf
Dauer) in zeitlicher Hinsicht eingeschrÃ¤nkt gewesen sein sollte, kann dieser
Umstand mangels ausreichender Nachweise der gerichtlichen Entscheidung nicht
zugrunde gelegt werden.

Mithin ergibt sich, dass der Versicherungsfall der verminderten ErwerbsfÃ¤higkeit
nicht vor dem 01.01.1984 bzw. 01.07.1984 eingetreten ist und der KlÃ¤ger keinen
Anspruch auf Leistungen wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§Â§ 43, 44
SGB VI aF hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1
und 2 SGG).

Erstellt am: 07.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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